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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Bei der Neuniinddreißigsten Verordnung zur Än- 
derung des Deutschen Zolltarifs 1966 handelt es sich 
um eine Maßnahme zur Senkung von Zöllen gegen- 
über Drittländern, die nach § 77 Abs. 1 Nr. 1 des 
Zollgesetzes nur mit Zustimmung des Bundestages 
in Kraft treten kann. Die Bundesregierung hat die 
Vorlage als dringlich bezeichnet. Der Herr Präsident 
hat sie am 3. Juni 1966 dem Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandstragen zur Beratung zugewiesen. 
Die Bundesregierung hat, da der Bedarf an gesalze- 
nem Seelachs aus der Gemeinschaft nicht voll ge- 
deckt werden kann, wie in den vergangenen Jah- 
ren bei der EWG-Kommission ein zollbegünstigtes 
Kontingent für Drittlandiinporte in Höhe von 
17 000 t zu einem Zollsatz von 7 für die Zeit vom 
1. April 1966 bis zum 31. März 1967 beantragt. Die 
beantragte Kontingentsmenge und die Höhe des 
Zollsatzes entsprachen der Genehmigung der Kom- 
mission für die Zeit vom 1. April 1965 bis zum 
31. März 1966. Die Kommission hat sich nicht bereit 
finden können, die Bundesregierung zu ermächtigen, 
schon für 12 Monate in der beantragten Höhe die 
Zölle für ein Kontingent aus Drittlandimporten zu 
senken. Vielmehr hat die Kommission die Bundes- 
regierung lediglich ermächtigt, in der Zeit vom 


1. A.pril 1966 bis zum 30. September 1966 eine 
Menge von 600 t der Drittlandimporte zu einem 
Zollsatz von 8,2 einzuführen. Der gemeinsame 
Aiißenzollsatz beträgt 11,8 Ko. Die Kommission der 
EWG hat angenommen, daß die Bundesrepublik in 
Kürze ihren Bedarf in größerem Umfange als bisher 
aus der Gemeinschaft, insbesondere aus Frankreich, 
decken könne. Zum anderen bleibt die Genehmi- 
gung der Kommission im Rahmen ihrer Politik, zoll- 
begünstigte Kontingente gegenüber Drittländern bis 
zürn Ende der Übergangszeit abzubaiien. 

Der Ausschuß hat die Bundesregierung gebeten 
zu prüfen, ob die Annahme der Kommission zutrifft, 
d. h. oder der Bedarf der Bundesrepublik in größe- 
rem Umfange als bisher sowohl mengenmäßig als 
auch preisgünstig aus der Gemeinschaft gedeckt 
werden kann. Andernfalls wird die Bundesregie- 
rung gebeten, ihren Antrag bei der Kommission der 
EWG bis zum 1. Oktober 1966 in vollem Umfange 
wieder aufzunehmen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, der Verordnung zu- 
zustimmen. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache V/667 — zuzustim- 
men. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Staratzke 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 48. Plenarsitzung am 16. Juni 1966 
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